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Plattform-Anbindungsvereinbarung (Kanzlei-Rahmenvertrag)
Vertragliche Grundlage zwischen LWYRUP UG (haftungsbeschränkt) und der teilnehmenden Anwaltskanzlei

Stand: Mai 2026

Präambel
LWYRUP betreibt eine Kommunikationsplattform für Rechtssuchende. Die Kanzlei ist als zugelassene Rechts-
anwaltskanzlei befugt, in den auf der Plattform vertretenen Rechtsgebieten zu beraten und zu vertreten. Beide
Parteien wollen ihre Zusammenarbeit auf der Plattform durch diesen Rahmenvertrag regeln. Mandatsverhältnis-
se kommen ausschließlich zwischen den Nutzern und der Kanzlei zustande; die berufsrechtliche Unabhängigkeit
der Kanzlei (§ 43a BRAO) bleibt gewahrt.

Anlagen zu diesem Vertrag:

Vertragsanlagen (eigenständige Vereinbarungen, separat unterzeichnet)

• Anlage A: Joint-Controller-Vereinbarung nach Art. 26 DSGVO (entspricht Anhang A in VERANTWORTLICH-
KEIT_KANZLEI.md).

• Anlage B: Vergütungs- und Splitting-Modell, je Produkt (Beratungshilfe, Immigration, kanzleieigene Work-
flows nach § 3a), separat zu vereinbaren.

Informationsanlagen (kanzleirelevante Briefings zur Kenntnisnahme, keine Übergabe der internen Vollversio-
nen)

• Anlage I: Kanzlei-Briefing zu technisch-organisatorischen Maßnahmen (KANZLEI_BRIEFING_TOM.md).
• Anlage II: Kanzlei-Briefing zur Geldwäsche- und Sanktions- Cooperation (KANZLEI_BRIEFING_AML.md).
• Anlage III: Kanzlei-Briefing zur Datenpannen-Schnittstelle (KANZLEI_BRIEFING_DATENPANNEN.md).
• Anlage IV: Grundsätze zurMandantenzufriedenheit – verbindliche Service-Qualitäts-Richtlinie (KANZLEI_GRUNDSAETZE_MANDANTENZUFRIEDENHEIT.md).

Die internen Vollversionen (SECURITY.md, GELDWAESCHE.md, DATENPANNEN_RUNBOOK.md, LOESCHKON-
ZEPT.md, DSFA.md, VVT.md) sind nicht Vertragsbestandteil und werden der Kanzlei nicht ausgehändigt. Sie
enthalten interne Schwellenwerte, Hardening-Backlogs und Eskalations-Mechanik, deren Offenlegung den
Schutzzweck unterlaufen würde.
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§ 1 Vertragsgegenstand und Rollen
(1) LWYRUP stellt der Kanzlei die Nutzung der LWYRUP-Plattform für die Annahme und Bearbeitung von

Mandaten zur Verfügung („Plattform-Leistung”).

(2) Die Kanzlei tritt als unabhängige Rechtsdienstleisterin auf. LWYRUP erbringt selbst keine Rechtsdienstleis-
tungen im Sinne des Rechtsdienstleistungsgesetzes (RDG); insbesondere erstellt LWYRUP keine rechtli-
chen Bewertungen, sondern lediglich technische Vorbereitungen (z. B. KI-Vorlagen, OCR), die ausschließ-
lich der internen Unterstützung der Kanzlei dienen.

(3) Die Mandatsverhältnisse kommen ausschließlich zwischen Nutzer und Kanzlei zustande. § 2 der Nutzer-
AGB (Vollmacht von LWYRUP im Namen des Nutzers) ist Teil dieses Modells; die Kanzlei akzeptiert, dass
LWYRUP für den Nutzer die Mandatsannahme gegenüber der Kanzlei erklärt.

(4) Datenschutzrechtlich sind LWYRUP und die Kanzlei für die Phase der Plattform-Verarbeitung gemeinsam
Verantwortliche nach Art. 26 DSGVO (Anlage 1); für die anwaltliche Mandatsbearbeitung außerhalb der
Plattform bleibt die Kanzlei alleinverantwortlich.

§ 2 Anbindungs- und Onboarding-Pflichten der Kanzlei
(1) Die Kanzlei benennt mindestens eine technische Anlaufstelle und mindestens eine fachlich-anwaltliche

Anlaufstelle.

(2) Vor Aufnahme des operativen Betriebs schließt die Kanzlei folgende Schritte ab:

a) Hinterlegung einer Kanzlei-IBAN, deren Inhaber die Kanzlei selbst ist (§ 5),
b) erfolgreicher Abschluss der 1-Cent-Verifikation dieser IBAN (GELDWAESCHE.md Abschnitt 5),
c) Annahme dieser Vereinbarung samt Anlagen A, B sowie I–III,
d) Hinterlegung der berufsrechtlichen Pflichtangaben (Zulassung, Anwaltskammer, Berufshaftpflicht inkl. Min-

desthöhe nach § 51 BRAO),
e) Verifikation der Kammerzugehörigkeit durch LWYRUP (z.B. Bundesweites Amtliches Anwaltsverzeichnis

bzw. zuständige Rechtsanwaltskammer).
f) Einrichtung und Hinterlegung eines Online-Kalenders für Terminsbuchungen.
g) Erstellung und Bereitstellung eines (der hierfür von LWYRUP bereitgestellten Spezifikation entsprechen-

den Schlüselpaars (nur der Public Key wird hinterlegt).

(3) Die Kanzlei stellt sicher, dass alle für sie tätigen Personen, die Zugriff auf das Kanzleiportal erhalten,
schriftlich zur Vertraulichkeit verpflichtet sind und über die Vorgaben dieses Vertrags und der Anlagen
unterrichtet wurden.

§ 3 Mandatsannahme und -bearbeitung
(1) Vermittelte Anfragen werden der Kanzlei über das Kanzleiportal angezeigt. Die Kanzlei prüft die Annahme-

voraussetzungen (Interessen- kollision, fachliche Eignung, Kapazität) und entscheidet eigenständig über
die Annahme. Die Ablehnung ist innerhalb der vereinbarten Reaktionsfrist (§ 4) und unter Angabe eines
neutralen Grundes über die Plattform zu erklären.

(2) Die Kanzlei bearbeitet angenommene Mandate nach den anerkannten Regeln der anwaltlichen Berufs-
ausübung. Die KI-gestützten Vorlagen sind unverbindliche Hilfestellungen und bedürfen der anwaltlichen
Prüfung.

(3) Die Kommunikation mit dem Mandanten erfolgt während der Plattform-Phase ausschließlich über die in
der Plattform bereitgestellten Kanäle (Nachrichten, Termine, Videoberatung). Direkte Kommunikation au-
ßerhalb der Plattform ist zulässig, sobald und soweit dies zur Mandatsbearbeitung erforderlich ist.

(4) Die Kanzlei führt für jedes Mandat die nach BORA / RVG erforderliche Aktenführung in eigener Verantwor-
tung. LWYRUP stellt hierfür keine ausreichende Mandatsakte dar; die Kanzlei darf die Plattform jedoch als
ergänzenden Beleg nutzen.
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§ 3a Kanzleieigene Workflows („Kanzlei-Onboarding über QR-Code”)
(1) Die Kanzlei kann auf der Plattform eigene Workflows definieren und veröffentlichen (z. B. Mandanten-

Onboarding-Strecken, Sachverhaltsabfragen, Vollmachtserteilung, Vergütungsvereinbarung, Beleh-
rungen). Mandanten erreichen diese Workflows durch Scannen eines von LWYRUP generierten
QR-Codes, der eindeutig der jeweiligen Kanzlei und dem konkreten Workflow zugeordnet ist (Format:
https://app.lwyrup.eu/w/<kanzlei-id>/<workflow-id> mit signiertem Token).

(2) Verantwortlichkeiten:

a) Die Kanzlei legt Inhalte, Reihenfolge, Pflicht-/Optionsfelder und Zwecke des Workflows eigenständig fest.
Sie ist für die inhaltliche und rechtliche Korrektheit der erhobenen Angaben sowie für die Einhaltung der
Datenminimierung (Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO) alleinverantwortlich.

b) LWYRUP stellt ausschließlich die technische Infrastruktur (QR-Generator, Workflow-Engine, Verschlüs-
selung der Antworten, Übertragung an die Kanzlei). LWYRUP nimmt keine inhaltliche Vorprüfung des
Workflows vor.

(3) Datenschutzrechtlich gilt für kanzleieigene Workflows folgende Modifikation der Phasen-Trennung aus
Anlage A:

a) Plattform-Phase (Joint Controllership Art. 26 DSGVO) umfasst die technische Bereitstellung des Work-
flows, das Aufzeichnen der Antworten in verschlüsselter Form, die Übertragung an die Kanzlei sowie die
ggf. ausgelöste Account-Anlage des Mandanten.

b) Mandatsphase (Kanzlei alleinverantwortlich) beginnt mit Eingang der Workflow-Antworten in den Syste-
men der Kanzlei bzw. im Kanzleiportal.

c) Die Antworten des Mandanten werden gegen den Public Key der Kanzlei verschlüsselt; LWYRUP verar-
beitet sie nicht im Klartext, soweit die Kanzlei den Workflow ohne LWYRUP-Legal-Team-Multi-Recipient
konfiguriert hat (Standard-Empfehlung).

(4) Pflichtbestandteile jedes Workflows (von LWYRUP technisch durchgesetzt):

a) Identifikations-Mindeststandard: bestehen eines verifizierte LWYRUP-Account-Identität mit.
b) Hinweis auf gemeinsame Verantwortlichkeit (analog Abschnitt 7a DATENSCHUTZ.md).
c) Verweis auf die Datenschutzerklärung sowie auf die jeweils anwendbare Vergütungs- und Mandatsbedin-

gung der Kanzlei.
d) Notfall-Hinweis bei eilbedürftigen Sachen (z. B. Haftbefehl, Fristablauf), dass die Plattform für unaufschieb-

bare Eilfälle nicht der richtige Kanal und die Kanzlei unmittelbar zu kontaktieren ist.
e) Trennung von Pflicht- und Optionsangaben.

(5) Verbote. Workflows dürfen nicht:

a) Zustimmungen zu rechtswidrigen Vergütungsmodellen einholen (insb. unzulässige Erfolgshonorar-
Konstruktionen),

b) gegen § 43b BRAO oder § 6 BORA verstoßen,
c) besondere Datenkategorien (Art. 9 DSGVO) ohne ausdrückliche Einwilligung erheben,
d) personenbezogene Daten Dritter erheben, ohne dass eine Rechtsgrundlage erkennbar ist,
e) den Mandanten zu Aussagen drängen, die seinen schutzwürdigen Interessen offensichtlich zuwiderlaufen,
f) Werbung für Dritte oder für plattformfremde Dienste enthalten.

(6) Versionierung. Jede Änderung eines Workflows erzeugt eine neue Workflow-Version. Bereits begonnene
Mandanten-Sitzungen laufen unter der zum Startzeitpunkt geltenden Version weiter; Antworten werden
mit ihrer Versionsreferenz revisionssicher abgelegt (VVT.md B.13 entsprechend).

(7) Vergütung. Für die Bereitstellung derWorkflow-Funktion und für über kanzleieigeneQR-Codes gewonnene
Mandate gelten die in Anlage B je Produkt vereinbarten Konditionen. Die Vergütung erfolgt als Gegenleis-
tung für

• die Bereitstellung der technischen Infrastruktur
• die Erleichterung der Arbeitsabläufe, insbesondere bei der Erfassung des Sachverhalts und bei der Anlage
der digitalen Akten.

• die Bereitstellung von Kommunikationskanälen
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• die Bereitstellung von Kryptographischen Lösungen, insb. der Schlüsselverwaltung.

(8) Sperrrecht. LWYRUP darf einen Workflow ohne Vorankündigung deaktivieren, wenn ein konkreter Ver-
dacht eines Verstoßes gegen Absatz 5 und/oder gegen geltendes Recht besteht und/oder wenn Zweifel
an der Einhaltung der Standards der Service-Qualität bestehen. Die Kanzlei wird von der Sperrung unver-
züglich informiert; eine Wiederaufnahme erfolgt nach Ausräumung des Verdachts.

(9) Aufbewahrung. Workflow-Definitionen werden für die Dauer der Vertragslaufzeit zuzüglich 5 Jahre aufbe-
wahrt (berufsrechtliche und Beweiszwecke). Mandanten-Antworten folgen den Löschregeln des jeweiligen
Mandats (LOESCHKONZEPT.md LM-16/LM-17), soweit sie als Bestandteil des Mandats übernommen wer-
den, oder werden andernfalls mit Ablauf der Workflow-Sitzung hard-gelöscht.

(10) Soweit zwischen Mandant und Kanzlei (mit ausdrücklicher Zustimmung von LWYRUP) nicht etwas anders
bestimmt ist, gilt, dass je Mandat drei Besprechungstermine ohne weitere Berechnung erfolgen im Honorar
enthalten sein müssen; von denen einer innerhalb von fünf Werktagen nach der Mandatierung erfolgen
muss und ein weiterer der Besprechung nach einer Entscheidung in der Sache vorbehalten bleibt.

§ 4 Reaktionszeiten und Vertretung; “Werktage”
(1) Erste Sichtung neuer Anfragen: innerhalb von zwei Werktagen.

(2) Annahme oder Ablehnung: spätestens innerhalb von fünf Werktagen ab Sichtung.

(3) Antwort auf Mandanten-Nachrichten in laufenden Mandaten: spätestens innerhalb von fünf Werktagen,
soweit nicht eine fristgebundene Sache eine kürzere Reaktion erfordert.

(4) Bei vorhersehbarer Abwesenheit (Urlaub, Krankheit) richtet die Kanzlei eine Vertretung ein und hinterlegt
eine entsprechende Statusmeldung im Kanzleiportal.

(5) Verletzung dieser Fristen berechtigt LWYRUP zur (vorübergehenden) Sperrung des Kanzleiaccount. Bei
schwerwiegenden und/oder widerholten Verletzungen dieser Pflichten kann die Sperrung dauerhaft erfol-
gen und/oder diese Vereinbarung gekündigt werden.

Werktage sind: Montag bis Samstag. Bei der Berechnug der Antwortfristen bleibt der Tag, in dessen Lauf das
die Frist auslösende Ereignis fällt, nicht mitgezählt. Fällt das Ende der Frist auf einen Sonntag oder einen bun-
deseinheitlichen Feiertagen, so läuft die Frist am folgenden Werktag ab.

§ 5 Vergütung, Honorarabtretung, Auszahlung
(1) Die Vergütungsregelungen folgen den jeweils mit der Kanzlei abgestimmten Konditionen aus Anlage 5.

Sie unterscheiden zwischen:

a) anwaltlichem Honorar (RVG bzw. Vergütungsvereinbarung),
b) Plattform-Vergütung von LWYRUP als Gegenleistung für die in § 1 Abs. 1 beschriebene Plattform-

Leistung (Infrastruktur, Marketing, Pre-Check, KI-Vorlagen, Abrechnung, Geldwäsche-Cooperation,
AML-Compliance-Support).

(2) Die Parteien verstehen die Plattform-Vergütung ausschließlich als marktübliche Vergütung für eigenständi-
ge Plattform-Dienstleistungen, die LWYRUP gegenüber der Kanzlei erbringt. Die Kanzlei verpflichtet sich,
ihre eigene berufsrechtliche Bewertung dieser Konstruktion vor Vertragsschluss zur Kenntnis zu nehmen
und gegebenenfalls bei der zuständigen Rechtsanwaltskammer einzuholen.

(3) Die Kanzlei tritt ihre Honoraransprüche aus den über die Plattform vermittelten Mandaten an LWYRUP ab.
LWYRUP nimmt die Abtretung an (§ 398 BGB) und ist berechtigt, die Ansprüche im eigenen Namen geltend
zu machen. Die Abtretung deckt sich mit der nutzerseitigen Einwilligung gemäß C-FEE / § 5 Nutzer-AGB.
LWYRUP darf die Abtretung auch als Vertreterin einer Dritten Person tätigen und für jene die Annahme
erklären.

(4) LWYRUP rechnet wöchentlich (Montag) per SEPA-Überweisung an die verifizierte Kanzlei-IBAN aus
(PAYMENT_CONCEPT.md). Vor Abschluss der 1-Cent-Verifikation erfolgt keine Auszahlung; entsprechende
Anforderungen werden mit iban_not_verified (HTTP 409) abgelehnt.
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(5) Wechsel der Kanzlei-IBAN setzen eine erneute 1-Cent-Verifikation voraus. Die Kanzlei trägt das Risiko,
das aus einer Auszahlung an eine zwischenzeitlich falsch hinterlegte IBAN resultiert, wenn sie LWYRUP
über die Änderung nicht informiert hat.

(6) Steuerrechtliche Pflichten (Umsatzsteuer, Rechnungsstellung an LWYRUP für die Honorarabtretung, so-
weit erforderlich) trägt jede Partei für sich.

(7) Die Auszahlung erfolgt erst nach Ablauf etwaige Widerrufsfristen, insbesondere

(8) Scheitert eine Zahlung des Mandanten an LWYRUP nach einer ursprünglichen Gutschrift, insbesondere
aufgrund eines SEPA-Widerrufs, einer Rückbuchung oder einer Pfändung, hat LWYRUP die Wahl, ob
der Honoraranspruch an die Kanzlei zurück übertragen wird oder LWYRUP und zwar Zug-um-Zug gegen
Zahlung der Plattformgebühr durch die Kanzlei.

§ 6 Geldwäsche- und SanktionsKooperation
(1) Die Kanzlei nimmt zur Kenntnis und unterstützt das Geldwäsche- Konzept gemäß GELDWAESCHE.md.

Sie meldet LWYRUP unverzüglich geldwäscherelevante Verdachtsmomente, die ihr bei der Bearbeitung
plattform-vermittelter Mandate auffallen, soweit sie nicht ihrerseits einer Verdachtsmeldepflicht nach GwG
unterliegt.

(2) Bei AML-Holds (GELDWAESCHE.md Abschnitt 6) sperrt die Kanzlei auf Anweisung von LWYRUP weitere
Auszahlungen am betroffenen Mandat und beachtet das Tipping-Off-Verbot (§ 47 GwG analog).

(3) Die Kanzlei trifft eigene Sorgfaltspflichten nach § 2 Abs. 1 Nr. 10 GwG und § 11 GwG, soweit ihr Mandat
ein darunter fallendes Kataloggeschäft ist. LWYRUP gibt insoweit keine Erklärungen ab.

§ 7 Datenschutz
(1) Es gilt Anlage 1 (Joint-Controller-Vereinbarung nach Art. 26 DSGVO).

(2) Die Kanzlei sichert ihre eigenen IT-Systeme nach dem aktuellen Stand der Technik und unterhält doku-
mentierte technisch-organisatorische Maßnahmen gemäß Art. 32 DSGVO.

(3) Bei Datenpannen mit Plattform-Bezug gilt Anlage 4. Die Kanzlei informiert LWYRUP unverzüglich, spätes-
tens innerhalb von 24 Stunden ab eigener Kenntnisnahme.

(4) Im Außenverhältnis übernimmt LWYRUP die Meldungen nach Art. 33/34 DSGVO für die Plattform-Phase.
Im Innenverhältnis trägt jede Partei diejenigen Schäden, die sie durch eigene Pflichtverletzungen verur-
sacht hat (Anlage 1, § 9).

§ 8 Berufsrechtliche Klarstellungen
(1) Die Kanzlei wahrt in jedem Einzelfall ihre anwaltliche Unabhängigkeit (§ 43a BRAO) und das Verbot der

Vertretung widerstreitender Interessen (§ 43a Abs. 4 BRAO).

(2) LWYRUP greift nicht in die rechtliche Bewertung oder Mandatsbearbeitung ein. Anweisungen, fachliche
Vorgaben oder inhaltliche Eingriffe durch LWYRUP sind ausgeschlossen.

(3) Die Kanzlei beachtet die anwaltlichen Werbe- und Sachlichkeitspflichten (§ 43b BRAO, § 6 BORA) und
nutzt die Plattform-Profilangaben entsprechend.

(4) Die Kanzlei verfügt über eine Berufshaftpflicht in mindestens der nach § 51 BRAO vorgeschriebenen Höhe;
sie weist dies auf Anforderung nach.

(5) Die Kanzlei prüft eigenständig die berufsrechtliche Vereinbarkeit der Plattform-Konstruktion mit den Vor-
gaben ihrer zuständigen Rechtsanwaltskammer und der jeweils geltenden Auslegung von § 49b BRAO.
Soweit ihre Kammer die Konstruktion in einem schwebenden Verfahren oder einer ausdrücklichen Stel-
lungnahme beanstandet, informiert sie LWYRUP unverzüglich.
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§ 9 Plattform-Sicherheit, Token, Kanzleiportal
(1) Der Zugriff auf das Kanzleiportal erfolgt mittels eines X-Lawyer-Token. Jeder zugriffsberechtigten Person

der Kanzlei wird ein eigenes Token zugewiesen; geteilte Logins sind unzulässig.

(2) Die Kanzlei meldet ausgeschiedeneMitarbeitende oder verlorene Geräte unverzüglich, damit das jeweilige
Token rotiert werden kann.

(3) LWYRUP behält sich vor, Tokens bei Sicherheitsverdacht ohne Vorankündigung zu sperren. Bei längerer
Sperrung wird die Kanzlei informiert.

(4) Die Kanzlei verpflichtet sich, sicherheitsrelevante Vorfälle im Kanzleiportal (Phishing-Versuche, ungewöhn-
liche Zugriffe) umgehend an security@lwyrup.eu zu melden.

§ 10 Verschwiegenheit über Plattform-Interna
Die Kanzlei und ihre Mitarbeitenden behandeln nicht-öffentliche Informationen über die Plattform (technische
Architektur, KI-Pipeline, Workflow-Definitionen, Vergütungs- und AML-Schwellenwerte) vertraulich. Diese Pflicht
gilt zeitlich unbegrenzt fort, auch nach Beendigung dieses Vertrags. Sie greift nicht ein, soweit eine Information
allgemein bekannt ist oder gesetzlich offenzulegen ist.

§ 11 Beendigung von Mandaten und Mandatsübertragung
(1) Diese Vereinbarung kann von jeder Partei jederzeit (jeodch von der Kanzlei nicht “zur Unzeit”) gekündigt

werden; LWYRUP kann auch hierbei den Mandanten Vertreten. Einer gesonderten Vollmacht zur Man-
datsbeendigung bedarf es nicht.

(2) Aus besonders wichtigem Grund ist die Kündigung jederzeit ohne Einhaltung einer Frist zulässig. Wichtige
Gründe sind insbesondere:

• wiederholte Verletzung von § 4, § 6, § 7 oder § 8,
• Verlust der anwaltlichen Zulassung,
• begründete Geldwäsche-Verdachtsmomente, die in einer rechtskräftigen Maßnahme münden,
• nachhaltige Verletzung der Verschwiegenheit.
• Kanzleiabwicklung
• nicht lediglich unerhebliche Verstöße gegen das anwaltliche Berufsrecht durch die Kanzlei.

In allen Fällen gilt, dass ein Verschulden widerleglich vermutet wird.

(3) Aus wichtigem Grund kann die Mandatsbearbeitung einer anderen Kanzlei übertragen werden. Ein wichti-
ger Grund liegt insbesondere bei Nicht-Einhaltung der “Grundsätze zur Mandantenzufriedenheit” vor.

(4) Bestehende Mandate werden nach Kündigung regulär abgewickelt. Während der Abwicklungsphase ver-
bleiben die jeweiligen Datensätze in ihren Lebenszyklen (LOESCHKONZEPT.md LM-16/LM-17/LM-21).

(5) LWYRUP kann im Einvernehmen mit dem jeweiligen Nutzer Mandate auf eine andere Kanzlei übertragen
(§ 2.2 Nutzer-AGB). Die übergebende Kanzlei kooperiert in fairer und kollegialer Weise an der Übergabe
(Aktenstand, Sachstand, Fristenkenntnis) und wird kein Zurückbehaltungsrecht ausüben.

§ 12 Beendigung der Zusammenarbeit
(1) Die Zusammenarbeit kann von LWYRUP und der Kanzlei mit einer Frist von 1 Monat zum Monatsende

gekündigt werden.

(2) Aus besonders wichtigem Grund ist die Kündigung jederzeit ohne Einhaltung einer Frist zulässig. Wichtige
Gründe sind insbesondere:

• wiederholte Verletzung von § 4, § 6, § 7 oder § 8,
• Verlust der anwaltlichen Zulassung,
• begründete Geldwäsche-Verdachtsmomente, die in einer rechtskräftigen Maßnahme münden,
• nachhaltige Verletzung der Verschwiegenheit.
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• Kanzleiabwicklung

(3) Mit Beendigung erlischt das Recht der Kanzlei, das Kanzleiportal zu nutzen; die zugewiesenen Tokens
werden gesperrt.

§ 13 Haftung
(1) LWYRUP haftet gegenüber der Kanzlei nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften für Vorsatz und

grobe Fahrlässigkeit unbeschränkt; bei einfacher Fahrlässigkeit nur für die Verletzung wesentlicher Ver-
tragspflichten (Kardinalpflichten) und der Höhe nach begrenzt auf den vertragstypischen, vorhersehbaren
Schaden.

(2) Für die anwaltliche Mandatsbearbeitung haftet ausschließlich die Kanzlei. LWYRUP übernimmt insbeson-
dere keine Haftung für Fristversäumnisse, fehlerhafte rechtliche Bewertungen, Mängel in Schriftsätzen
oder Anwaltsverschulden.

(3) Die Haftung für Datenschutzverstöße ergibt sich aus der Joint-Controller-Vereinbarung (Anlage 1, § 9) und
Art. 82 DSGVO.

§ 14 Änderungen, Schlussbestimmungen
(1) Änderungen dieser Vereinbarung und ihrer Anlagen bedürfen der Textform (E-Mail genügt, sofern eindeutig

zuordenbar).

(2) Eine inhaltliche Änderung der Anlagen 1, 3 oder 4, die sich aus Änderungen der Bezugsdokumente
(VERANTWORTLICHKEIT_KANZLEI.md, GELDWAESCHE.md, DATENPANNEN_RUNBOOK.md) ergibt, wird der
Kanzlei spätestens 30 Tage vor Inkrafttreten angezeigt. Widerspricht die Kanzlei nicht innerhalb von 14
Tagen schriftlich, gelten die Änderungen als angenommen.

(3) Ist eine Bestimmung dieser Vereinbarung unwirksam, bleibt die Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen
unberührt; die unwirksame Bestimmung wird durch eine wirksame ersetzt, die ihremwirtschaftlichen Zweck
am nächsten kommt.

(4) Es gilt deutsches Recht unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. Gerichtsstand für Streitigkeiten aus oder im
Zusammenhang mit dieser Vereinbarung ist – soweit gesetzlich zulässig – der Sitz von LWYRUP.

(5) Diese Vereinbarung ersetzt sämtliche vorherigen Abreden zwischen den Parteien zum gleichen Gegen-
stand.

Unterschriften

Partei Name Funktion Datum Unterschrift

LWYRUP UG (haftungsbeschränkt) Guy Bockamp Geschäftsführung

Partei Name Funktion Datum Unterschrift

Versionierung
KANZLEI_VERTRAG.md
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Version Datum Änderung

0.1 2026-04-30 Erstentwurf des
Kanzlei-Rahmenvertrags; Anlagen
1–4 referenzieren bestehende
Dokumente, Anlage 5
(Vergütungs-/Splitting-Modell) ist je
Produkt separat zu vereinbaren.

0.2 2026-04-30 Anlagen-Struktur differenziert (A/B
als Vereinbarungen, I–III als
kanzleirelevante Briefings; interne
Vollkonzepte ausdrücklich nicht
Vertragsbestandteil). Neuer § 3a
„Kanzleieigene Workflows”
(QR-Code-Onboarding) mit
Verantwortlichkeitsklärung,
Pflichtbestandteilen, Verboten,
Versionierung, Vergütung und
Sperrrecht.

1.0 2026-05-02 Freigabe
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